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Betreff:

Anderung der Hauptsatzung der Stadt

Heidelberg

Zustandigkeit des Umlegungsausschusses

Beschlussvorlage

Beschlusslauf

Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremi-
en beginnen ab der Seite 2.2 ff.

Letzte Aktualisierung:

Zustimmung zur Be-

Gremium: Sitzungstermin: | Behandlung: schlussempfehlung: Handzeichen:
Haupt- und Finanzaus- 02.03.2011 N ()ja () nein () ohne

schuss

Gemeinderat 17.03.2011 o) ()ja () nein () ohne
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Beschlussvorschlag der Verwaltung:
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss:

Der Gemeinderat beschlieR3t die in der Anlage 1 beigefuigte Anderung der Hauptsatzung
der Stadt Heidelberg.

Anlage zur Drucksache:

Nummer: | Bezeichnung

A0l Anderung der Hauptsatzung der Stadt Heidelberg

Drucksache: 0027/2011/BV
00211232.doc
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 02.03.2011

Ergebnis: einstimmige Zustimmung zur Beschlussempfehlung

Drucksache: 0027/2011/BV
00211232.doc
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Sitzung des Gemeinderates vom 17.03.2011

Ergebnis: mehrheitlich beschlossen
Enthaltung 2
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A. Prifung der Nachhaltigkeit der Mal3hahme in Bezug auf die Ziele des Stadtent-
wicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg

Im Hinblick auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda nicht von Bedeu-
tung.

B. Begrindung:

Der Umlegungsausschuss ist nur dann fir die Durchfiihrung von vereinfachten Umlegungsverfah-
ren zusténdig, wenn der Gemeinderat dies ausdricklich bestimmt (8§ 80 Absatz 5 Baugesetzbuch
(BauGB) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 2 Durchflihrungsverordnung zum Baugesetzbuch
(DVO-BauGB)).

8§ 3 Absatz 1 DVO-BauGB hat folgenden Wortlaut:

»Zur Durchfihrung einer Umlegung hat der Gemeinderat, sofern die Gemeinde nicht von der Be-
fugnis zur Ubertragung nach § 46 Absatz 4 Satz 1 BauGB Gebrauch macht, einen Umlegungsaus-
schuss zu bilden. Der Umlegungsausschuss hat die der Umlegungsstelle zustehenden Befugnisse
mit Ausnahme der Anordnung der Umlegung nach § 46 Absatz 1 BauGB. Der Gemeinderat kann
bestimmen, dass der Umlegungsausschuss auch vereinfachte Umlegungsverfahren selbstandig
durchfthrt.”

Nach § 11 der Hauptsatzung in der derzeitigen Fassung ergeben sich die Zustandigkeiten des
Umlegungsausschusses aus dem BauGB. Da die Zustandigkeit fur die Durchfiihrung vereinfachter
Umlegungsverfahren nicht ausdrticklich genannt ist, ist der Umlegungsausschuss fir die Durchfiih-
rung nicht zustandig. Dies soll ge&ndert werden.

Aus der Anlage 1 ergibt sich die konkrete Formulierung des neuen § 11 der Hauptsatzung.

gezeichnet

Dr. Eckart Wirzner

Drucksache: 0027/2011/BV
00211232.doc



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Anlage zur Drucksache:
	Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 02.03.2011
	Ergebnis: einstimmige Zustimmung zur Beschlussempfehlung

	Sitzung des Gemeinderates vom 17.03.2011
	Ergebnis: mehrheitlich beschlossen

	A. Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	B. Begründung:
	Aus der Anlage 1 ergibt sich die konkrete Formulierung des neuen § 11 der Hauptsatzung.

